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bestanden Mehr Risikoschutz durch medizinischen Fortschritt.

befragt Interview mit Uwe Laue zur Regulierung der Finanzvermittlung.

posıtıonen
zu Politik,  Wirtschaft und Gesellschaft

berechnet Wie Versicherer Risiken von Naturereignissen einschätzen.

was am ende übrig bleibt
Für immer mehr Frauen wird in Zukunft die gesetzliche Rente zum 

Leben nicht mehr ausreichen. Sie rutschen in die Altersarmut.
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Die strengen gesetzlichen 
Regelungen, die für die 
Versicherungsvermittlung 
schon heute in Deutschland 
gelten, bestehen für andere 
Finanzdienstleistungs-	
bereiche noch nicht. 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

„Anforderungen an Finanzvermittler – mehr Qua-

lität, bessere Entscheidungen“ heißt die Studie 

des Verbraucherministeriums, die gegenwärtig in 

Kreisen der Politik, Wirtschaft und des Verbrau-

cherschutzes intensiv diskutiert wird. Sie kommt 

zu dem Ergebnis, dass die Qualität in der Versi-

cherungsvermittlung auf dem deutschen Markt 

Vorbildcharakter gegenüber anderen Finanzdienst-

leistern wie Banken oder Fonds besitzt. Und das zu 

Recht. Denn die strengen gesetzlichen Regelungen, 

die für die Versicherungsvermittlung schon heute 

gelten, bestehen für andere Finanzdienstleistungs-

bereiche noch immer nicht. Im Interview erläutert 

Uwe Laue, Vorsitzender des Vertriebsausschusses 

im Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-

wirtschaft, warum Zufriedenheit und Vertrauen 

der Versicherungskunden in Deutschland so hoch 

wie in keinem anderen EU-Land sind und welche 

Kritik am Studienergebnis des Verbraucherminis-

teriums bleibt. 

Die Titelgeschichte dieser Ausgabe wirft einen 

Blick in die Zukunft. Experten schätzen, dass in 

den nächsten 20 Jahren viele Frauen in Alters- 

armut leben müssen, weil ihre Einkommen im Ren-

tenalter nicht mehr ausreichen. Die Titelgeschichte 

zeigt, warum vor allem die jüngeren Frauengenera-

tionen betroffen sind und welche Möglichkeiten es 

für eine ausreichende Altersvorsorge gibt.

Versicherungsexperten prüfen jedes Jahr Millionen 

von Anträgen, um Kunden den individuell benö-

tigten Risikoschutz gewähren zu können. Ein Hin-

tergrundbericht zeigt: Während in der Vergangen-

heit Patienten mit schwereren Krankheiten kaum 

eine Chance auf Versicherungsschutz, beispielswei-

se mit einer Lebensversicherung, geboten werden 

konnte, ermöglicht der medizinische Fortschritt 

der Versicherungswirtschaft heute, individuelle 

Risiken genauer zu kalkulieren und damit zu mo-

deraten Prämien zu versichern.  

In der Gefahrenanalyse von Hochwasserrisiken 

gelten die deutschen Versicherer in ganz Europa als 

Vorreiter, wie der zweite Hintergrundbericht zeigt. 

Die Versicherungsexperten im GDV haben für eine 

optimierte Risikoeinschätzung derartiger Naturer-

eignisse das Zonierungssystem für Überschwem-

mung, Rückstau und Starkregen, kurz ZÜRS, ent-

wickelt. Über ein sogenanntes Haftpflichtmodul 

sind auch Umweltrisiken inzwischen mit ZÜRS 

einschätzbar. 

 

Ihr Rolf-Peter Hoenen

einblick
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was sagt man dazu?	
	

Die Geschichte, die um die Welt ging, begann mit einer SMS. Angeblich soll die 21-jäh-

rige Rihanna, in den vergangenen drei Jahren eine der erfolgreichsten Sängerinnen der 

Welt, eine Textnachricht einer anderen Frau auf dem Handy ihres Freundes Chris Brown 

entdeckt und ihn zur Rede gestellt haben. Keine gute Idee, wie sich herausstellte. Laut des 

Polizeiberichts soll Brown Rihanna daraufhin mehrfach geschlagen, gegen eine Autoschei-

be gedrückt und sie in Finger und Ohr gebissen haben. „Es war Blut in ihrem Gesicht und 

auf ihrer Kleidung gewesen“, sagte ein Beamter in einem Bericht des US-Senders „Fox 11“. 

Zudem drohte Brown bei dem nächtlichen Wutausbruch während einer Autofahrt angeb-

lich damit, Rihanna töten zu wollen. Rihanna war bei dem heftigen Streit Anfang Februar 

im Gesicht verletzt worden. Ein Polizeifoto zeigte die Karibik-Schönheit mit geschwolle-

nem Gesicht, Verletzungen auf den Wangen und blutigen Lippen. Mittlerweile soll sich das 

Paar aber wieder versöhnt haben. Auch von einem gemeinsamen Duett auf dem neuen 

Album von Chris Brown ist die Rede. In der US-Fernsehsendung Entertainment Tonight 

sagte Rihannas Anwalt Donald Etra: „Ihr geht es wieder recht gut.” Auf die Frage 

eines Reporters, ob die vor Kurzem abgeschlossene Versicherung für 

Rihannas Beine über eine Million Dollar nach dem Wutanfall Browns in 

Anspruch genommen worden sei, sagte Etra: „Kein Kommentar.“

Kurz PositionierT

die schÖnste versicherungssache der welt

„Ich will keinem verbieten, hoch spekulativ 	
einzusteigen, solange er weiß, dass er es tut.“ 
Ilse Aigner, Bundesverbraucherministerin, CSU,

am 11. März in der FTD.

„Um alle Haushalte in Deutschland zumindest 
ein einziges Mal beraten zu können, bräuchten 
wir bei den derzeitigen Kapazitäten über 350 
Jahre.“ 
Gerd Billen, Vorstand Verbraucherzentrale 	

Bundesverband, 	

am 27. Januar in einer vzbv-Pressemitteilung. 

„Wenn Sie sich richtig ärgern wollen, sollten Sie 
die Studie lesen.“ 
Gerald Archangeli, Vizepräsident des Bundesverbandes 

Deutscher Versicherungskaufleute (BVK),  	

am 3. März auf versicherungsjournal.de

kurz gemeldet

Rihannas duett mit chris

Deutsche Versicherer schlagen 	
neue Regeln für künftige 	
Finanzmarktregulierung vor 
„Wir brauchen eine effektivere Regulierung der Finanzmärkte – grenzüber-

schreitend und für alle Finanzsektoren. Die für die aktuelle Bankenkrise 	

ursächlichen Produkte wurden nicht zuletzt durch Ausnutzen aufsichtsrecht-

licher Lücken erst möglich. Diese Lücken müssen geschlossen werden. 	

Erforderlich ist ein regulatorischer Rahmen, der die Stabilität und Funktions-	

fähigkeit der Finanzmärkte nachhaltig sichert, die Dynamik der Märkte 	

aber nicht durch Überregulierung erstickt“, so Jörg von Fürstenwerth, 	

Vorsitzender der Hauptgeschäftsführung des GDV.

Die deutsche Versicherungswirtschaft selbst gehört bereits heute zu den 	

am stärksten regulierten Branchen. Sie ist von den Auswirkungen der 	

aktuellen Krise aufgrund ihrer umsichtigen Anlagepolitik und eines effektiven 

Risikomanagements nur in geringem Maße betroffen.

Drei Stimmen zur Studie „Anforderungen an 

Finanzvermittler – mehr Qualität, bessere Entscheidungen” 

aus dem Bundesverbraucherministerium:

positionen   3  

1,0 Mio. $

Mofas, mopeds, Segways und 
Quads mit neuen blauen kennzeichen

Seit dem 1. März 2009 benötigen Mofas und Mopeds ein blaues Versiche-

rungskennzeichen. Die schwarzen Kennzeichen haben ihre Gültigkeit seit Ende 

Februar verloren. Wer jetzt mit schwarzem statt blauem Kennzeichen fährt, 

hat keinen Haftpflichtversicherungsschutz und macht sich strafbar. Die neuen 

Mofakennzeichen sind direkt bei den Kraftfahrtversicherern erhältlich. Zu den 

Fahrzeugen, die ein Versicherungskennzeichen führen müssen, 	

zählen Kleinkrafträder mit bis zu 50 Kubikzentimeter Hubraum wie Mofas oder 

Mopeds, aber auch Segways sowie Quads und Minicars.
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weiblich, 
ledig, arm

In den nächsten 20 Jahren werden viele Frauen in Altersarmut 
leben, weil ihr Einkommen nicht ausreicht. Riester-Rente, 

Ausbau der Kinderbetreuung und Senkung der Arbeitslosigkeit 
können helfen, das Problem in den Griff zu bekommen.

düstere aussichten Früher konnte man als Knirps sicher sein: Wer Oma besucht, bekommt auch ein bisschen Taschengeld oder ein 

kleines Geschenk zugesteckt. Heute leben viele Omas am Existenzminimum – Geschenke für die Enkel sind da selten drin.
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m Januar ist Marie-Luise Ducksteins Perso-

nalausweis abgelaufen. Doch bis heute hat 

die 72-jährige Rentnerin keinen neuen Pass 

beantragt, weil sie sich die 15 Euro für Ausweis 

und Foto nicht leisten kann. Gegen ihr Rheuma 

bräuchte die ältere Dame aus München-Schwa-

bing eigentlich Kalzium-Tabletten für monatlich 

40 Euro, doch auch darauf muss sie verzichten. 

„Es ist schon bitter, wenn man an allem sparen 

muss“, erzählt Duckstein. Sie kennt die Sonder-

angebote aller Supermärkte. Gibt es irgendwo 

billigen Kaffee, kauft sie drei Pfund und friert 

zwei davon ein. Auf Fleisch zu Mittag verzichtet 

sie schon lange, sie kocht sich stattdessen Ein-

töpfe aus Linsen, Erbsen oder Bohnen. Obwohl 

sie ein Leben lang als Verkäuferin bei Hertie ar-

beitete und abends oft noch zusätzlich kellnerte, 

reicht die Rente nicht: Marie-Luise ist altersarm 

und auf die Grundsicherung angewiesen. Die 375 

Euro im Monat sind wie Hartz IV für Rentner. 

Frauen wie Marie-Luise Duckstein sind keine 

Seltenheit mehr. „Die weibliche Altersarmut 

hat stark zugenommen“, sagt Amalie Klein vom 

Büro gegen Altersdiskriminierung in Köln. 

Wenn sie mittags die Suppenküchen von Kölns 

Sozialverbänden abklappert, spürt sie die Verän-

derung am deutlichsten. Vor fünf Jahren holten 

sich hier ausschließlich obdachlose Männer eine 

warme Mahlzeit ab, heute sitzen dort immer 

mehr ältere Frauen, die sich ihre gebrauchten 

Pullis und Hosen bei den Kleiderstellen von 

Caritas oder Rotem Kreuz holen. „Die Frauen 

haben es schwerer als Männer“, sagt Amalie 

Klein. Sie würden viel älter als ihre Männer 

und müssten dann von 60 Prozent der Rente 

ihrer verstorbenen Ehemänner leben – in einer 

Zeit, in der gerade in beliebten Städten wie Köln 

Mieten und Nebenkosten stiegen.

Amalie Klein ist selbst im Ruhestand und froh, 

dass sie von der Rente leben kann. Ehrenamt-

lich kümmert sie sich viermal die Woche um 

verarmte Rentnerinnen. Sie begleitet die Frauen 

auch auf die Sozialämter, um die Anträge auf 

Grundsicherung einzureichen. Denn viele wissen 

nicht, dass ihnen der Staat hilft, oder genieren 

sich, diese Hilfe anzunehmen. Diese Scham ist 

bei den verarmten Rentnerinnen weit verbreitet, 

weiß auch Christa Kurzlechner vom Diakoni-

schen Werk in Fürstenfeldbruck bei München: 

„Sie stammen aus einer Generation, die gelernt 

hat zu sparen und von nichts zu leben.“ Diese 

Frauen verstünden sich als die gebenden Groß-

mütter, die ihren Enkeln Geschenke machten 

oder ihren Kindern Geld zusteckten, obwohl sie 

sich das eigentlich nicht mehr leisten könnten.

Gesamtgesellschaftlich spielt die Altersarmut in 

Deutschland trotzdem noch keine entscheidende 

Rolle. „Heutzutage ist sie kein zentrales Problem“, 

sagt Markus Grabka vom Deutschen Institut für 

Wirtschaftsforschung (DIW). 2,6 Prozent aller 

Rentner sind davon betroffen, zu einem sehr 

großen Teil Frauen. Doch die Altersarmut ist 

für einige Forscher ein zentrales Problem der 

Zukunft. „In 15 bis 20 Jahren werden 20 Pro-

zent aller Rentner in Armut leben“, sagt Barbara 

Riedmüller, Professorin für Sozialpolitik an der 

Freien Universität Berlin. Andere Experten wie 

Markus Grabka schätzen die Zahl von 20 Prozent 

als etwas zu hoch ein, allerdings glaubt auch er: 

„Die Altersarmut wird deutlich ansteigen.“ 

Zurückhaltender sieht man das im Bundesarbeits-

ministerium. „Ob zukünftig mehr alte Menschen 

als heute auf staatliche Unterstützung angewiesen 

sein werden, kann nicht verlässlich vorhergesagt 

werden“, sagt Sprecher Christian Westhoff.

ANSTEHEN FÜR EINE WARME MAHLZEIT: Sozialarbeiter verzeichnen in Großstädten (hier: Berlin) immer mehr ältere Frauen in der Suppenküche.
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Oft müssen Frauen von

 60 Prozent der Rente ihrer 

verstorbenen Ehemänner leben.

 I



Dass sich die Zahl der verarmten Rentner in 

den kommenden zwei Jahrzehnten stark er-

höhen wird, ist aber bei den meisten Experten 

unstrittig. Sie sind sich auch sicher, dass be-

sonders Frauen davon betroffen sein werden. 

Denn sie müssen mit mehreren Nachteilen 

leben: Zum einen verdienen sie immer noch 

deutlich weniger als Männer. Laut einer Studie 

des europäischen Statistikamtes Eurostat vom 

Februar 2009 bekommen Männer in Deutsch-

land durchschnittlich 23 Prozent mehr Lohn als 

Frauen. Das benachteiligt diese auch im Alter in 

Form einer geringeren Rente, da sich die Renten 

am Erwerbseinkommen orientieren.    

Zum anderen arbeiteten Frauen durchschnitt-

lich etwa zehn bis 15 Jahre weniger als Männer. 

Dadurch sinken auch die Rentenansprüche ge-

genüber Männern, die meist eine geschlossene 

Erwerbsbiografie vorweisen. Die Auszeiten kom-

men vor allem durch Schwangerschaften und die 

folgenden Jahre zustande, in denen viele Frauen 

zu Hause bleiben und sich um die Kinder küm-

mern. Nicht selten hätten Frauen danach auch 

noch Schwierigkeiten, wieder in den Job zu 

finden, sagt Thomas Lueg, Spezialist für Sozial- 

politik beim GDV. 

Hinzu kommt noch ein dritter Faktor: Vor allem 

Frauen sind in dem stark gewachsenen Nied-

riglohnsektor beschäftigt – ob sie halbtags als 

Sekretärin in einem Büro sitzen oder für 400 

Euro putzen gehen. 80 Prozent der Menschen 

in diesem Sektor seien Frauen, sagt Professo-

rin Riedmüller. Dadurch finden viele zwar den 

Weg aus der Arbeitslosigkeit, erwerben aber 

sehr geringe Rentenansprüche. Deshalb wird die 

Frauenaltersarmut erst in den nächsten Jahren 

vermehrt auftreten, weil dann die meisten Billig-

jobberinnen ins Rentenalter kommen.

Wenn Frauen heutzutage von Altersarmut be-

troffen sind, dann leben sie eher im Westen als 

in Ostdeutschland. „Die ostdeutschen Rent-

nerinnen profitieren davon, dass sie zu Zeiten 

der DDR ständig beschäftigt waren und damit 

erhebliche Rentenanwartschaften erworben 

haben“, sagt Markus Grabka vom DIW. Doch 

in Zukunft wird sich das Verhältnis umkehren: 

Dann werden wesentlich mehr ostdeutsche 

Rentnerinnen arm sein als ältere Westdeutsche. 

Das hängt mit der hohen Arbeitslosenquote 

zusammen, mit der die mittleren und jungen 

Jahrgänge in den Jahren nach der Wende zu 

kämpfen hatten. Beispielsweise brach dort der 

Textilsektor, in dem sehr viele Frauen beschäftigt 

waren, fast vollkommen zusammen.   

Wie viel Geld sie selbst im Alter bekommen, ist 

für verheiratete Frauen mit Teilzeit- oder 400-

Euro-Jobs oft nur zweitrangig. Denn selbst wenn 

sie nur geringe eigene Ansprüche haben, verfü-

gen sie mit der gesetzlichen Rente des Partners, 

seiner Betriebsrente oder seiner zusätzlichen 

privaten Altersvorsorge über genügend Geld, 

um sich über Altersarmut keine Sorgen ma-

chen zu müssen. Problematisch wird es aber für 

die vielen alleinerziehenden Mütter, die Beruf 

und Familie unter einen Hut bringen müssen. 

Wegen der Kinder können sie jahrelang oft nur 

halbtags arbeiten. Entsprechend geringer sind 

ihre Rentenansprüche. „Schon jetzt sind neben 

Migranten vor allem Alleinerziehende von einer 

Einkommensarmut betroffen“, sagt Markus 

Grabka vom DIW. „Wenn sie ins Rentenalter 

kommen, dann wird die Altersarmut in dieser 

Gruppe stark ansteigen.“ Schuld am Anwach-

sen der Anzahl der alleinerziehenden Mütter ist 

ein gesellschaftlicher Wandel: Familien werden 

instabiler und immer mehr Ehen geschieden. 

Meist bleiben die Kinder bei den Frauen. Zwar 

werden die gemeinsamen Rentenansprüche 

eines Paares für die Jahre ihrer Ehe durch die 

Neuregelung des Versorgungsausgleichs nun 

sofort bei der Scheidung aufgeteilt. Davon pro-

fitieren vor allem Frauen, die davon nichts wuss-

ten und deshalb kurz vor dem Ruhestand nie 

einen Rentenantrag stellten. Allerdings bekämen 

die Frauen durch den transparenteren Versor-

gungsausgleich nicht mehr Geld, sagt Barbara 

Riedmüller.    

Schon jetzt ist absehbar, dass die gesetzliche 

Rente für viele Menschen im Alter nicht reichen 
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Der Schlüssel für die Bekämpfung von Altersarmut bei Frauen ist der Aufbau  
einer eigenen Altersvorsorge. Nur wenn sie Zugang zum Arbeitsmarkt bekommen 
und vernünftig entlohnt werden, können annehmbare Rentenansprüche ent- 
stehen. Und bei der Rente heißt es: früh anfangen und mehrgleisig fahren. Denn 
nur im Zusammenspiel von gesetzlicher, betrieblicher und privater Alters- 
vorsorge kann Altersarmut verhindert werden.

Hauptsache billig Eine Frau stützt sich auf ihre Gehhilfe und raucht eine Zigarette. Zuver-

sicht sieht anders aus. Auf der Wand dahinter wirbt eine Supermarktkette für niedrige Preise.
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wird. Deshalb versuchen sie sich durch eine pri-

vate Altersvorsorge abzusichern. Doch genau 

das ist für eine alleinerziehende Mutter, die mit 

ihrem geringen Gehalt genau haushalten muss, 

nicht leicht. Vor ein paar Jahren schuf der Staat 

mit der Riester-Rente eine Möglichkeit, mit der 

gerade Alleinerziehende mit geringem Einkom-

men privat vorsorgen können, weil der Staat mit 

sehr hohen Förderquoten dabei hilft. „Jeder kann 

sich fünf Euro im Monat für die Riester-Rente 

leisten“, sagt Thomas Lueg vom GDV. „Dann 

hat er bereits Anspruch auf staatliche Zulagen.“ 

Hinzu kommt, dass die Riester-Rente durch die 

Zulagen für jedes einzelne Kind noch mal enorm 

aufgestockt wird. „Riestern ist für alleinstehende 

Frauen mit Kindern ideal“, sagt Finanzjourna-

listin Ute Dommel, die den Ratgeber Alters- 

vorsorge für Frauen geschrieben hat. 

Neben der Riester-Rente hat der Staat aber 

auch die Kindererziehung im Rentenrecht 

schon aufgewertet. „Beispielsweise gibt es für 

ab 1992 geborene Kinder drei Entgeltpunkte 

auf dem GRV-Rentenkonto. Zudem belohnt 

das Rentenrecht die schnelle Rückkehr in den 

Job“, sagt Thomas Lueg. Barbara Riedmüller 

hält das noch nicht für ausreichend und plä-

diert dafür, die Entgeltpunkte noch einmal zu 

erhöhen. Markus Grabka vom DIW hält das 

für problematisch: „Dadurch ermuntert man 

die Frauen, nach einer Schwangerschaft länger 

zu Hause zu bleiben.“ Stattdessen hält er einen 

starken Ausbau der Kinderbetreuung für einen 

zentralen Weg zur Bekämpfung der Altersarmut 

bei Frauen. „Dadurch können die Alleinerzie-

henden ganztags arbeiten und ihre Rentenan-

sprüche fallen so wesentlich höher aus“, pflichtet 

Ute Dommel bei. 

Für Thomas Lueg vom GDV liegt der Schlüssel 

zur Bekämpfung von Altersarmut auf dem Ar-

beitsmarkt. Denn der Zugang zu Erwerbsarbeit 

entscheidet darüber, ob jemand vorsorgen kann 

oder nicht – gerade auch bei Frauen. „Das Ren-

tenrecht kann jedenfalls nicht der Reparaturbe-

trieb für Großschäden auf dem Arbeitsmarkt 

sein“, sagt Lueg. Zudem müsse sich jeder und 

jede früh genug mit dem Thema auseinanderset-

zen und sich um die Altersvorsorge kümmern, 

so Lueg. Leider sei das gerade bei Menschen 

mit gering bezahlten Jobs nicht immer der Fall, 

gibt Markus Grabka vom DIW zu bedenken. 

Sie konsumieren oft lieber, als langfristig ihre 

individuelle Altersvorsorge aufzubauen.   

Daneben diskutieren Rentenexperten noch 

weitere Möglichkeiten, um die Altersarmut bei 

Frauen in den Griff zu bekommen. „Lücken in 

der Erwerbsbiografie, die etwa durch Arbeits-

losigkeit oder nicht versicherungspflichtige 

Minijobs entstehen, müssen geschlossen wer-

den“, sagt Reinhold Thiede von der Deutschen 

Rentenversicherung Bund. Er denkt dabei vor 

allem an Selbstständige, die man rentenversiche-

rungspflichtig machen könnte, damit sie Ren-

tenansprüche bekommen. Für Handwerker oder 

Künstler und Publizisten gibt es entsprechende 

Regelungen schon. Das könnte man auch auf 

andere Gruppen von Freiberuflern ausdehnen, 

sagt Thiede. Dass sie aber dann ähnlich wie freie 

Journalisten oder Kunstmaler von der Künst-

lersozialkasse die Hälfte ihrer Beiträge erstattet 

bekommen, hält er jedoch für unrealistisch. 

Schwieriger wird es, die Rentenanwartschafts-

lücken im Niedriglohnsektor zu schließen, in 

dem viele Frauen beschäftigt sind. Hier könnte 

man Zeiten, in denen sie arbeitslos sind, ren-

tenrechtlich höher bewerten und die Kosten 

durch höhere Beiträge der Bundesanstalt für 

Arbeit an die Deutsche Rentenversicherung 

decken, sagt Thiede. Heute bemisst man das 

fiktive Gehalt eines Arbeitslosen, aus dem sich 

seine Rentenansprüche ergeben, mit 205 Euro 

im Monat. „Diese Summe könnte man deutlich 

hinaufsetzen“, sagt Thiede. Bis vor zehn Jahren 

war diese Bemessungsgrundlage tatsächlich we-

sentlich höher und betrug 80 Prozent des letzten 

Monatsgehalts. 

Sollten nach dem Schließen der Versicherungs-

lücken und der höheren Bewertung der Zeiten 

von Arbeitslosigkeit immer noch viele von Al-

tersarmut bedroht sein, wären weitere Schritte 

zu überlegen, sagt Thiede. Die damalige Bun-

desanstalt für Arbeit hat beispielsweise schon 

in den 1990er-Jahren das Modell der flexiblen 

Rentenanwartschaften entwickelt. Dabei erwirbt 

man sich in den ersten 20 Arbeitsjahren neben 

normalen Rentenansprüchen auch flexible An-

wartschaften, die man am Ende des Arbeits- 

lebens einsetzt, wenn man Ausfälle durch Ar-

beitslosigkeit oder Teilzeitarbeit hatte. 

Egal welche Maßnahmen man trifft – sie müss-

ten dauerhaft finanzierbar und möglichst zielge-

richtet nur die Personen betreffen, die wirklich 

von Altersarmut betroffen sind, sagt Thomas 

Lueg vom GDV. „Die schon sprichwörtliche 

Zahnarztgattin, die in der Praxis ihres Mannes 

auf 400-Euro-Basis arbeitet, ist trotz ihres gerin-

gen Einkommens nicht altersarm.“ Zudem sieht 

Lueg auch den Vorsorgezwang skeptisch, denn 

„Zwang bekämpft immer nur das Nicht-Wollen, 

nicht aber das Nicht-Können”.

Ob Zahnarztgattin oder Freiberuflerin – wenn 

sich Frauen um ihre Alterssicherung bemühen, 

sind sie allgemein vorsichtiger als Männer, weil 

sie ein höheres Sicherheitsbedürfnis haben. Sie 

informieren sich auch gründlicher. Unter dem 

Strich investierten Frauen deshalb auch erfolg-

reicher, sagt Ute Dommel. Allerdings gingen 

einige Frauen noch zu sorglos mit der Zukunft 

um, indem sie nicht vorsorgten. Der Grund 

hierfür liegt im Zusammenwirken mehrerer 

Faktoren: Manche hätten Angst davor, sich mit 

Geldgeschäften und komplizierten Finanzpro-

dukten zu beschäftigen. Andere Frauen scheuten 

sich überhaupt vor einer Auseinandersetzung 

mit dem Thema Alter. Wieder andere verließen 

sich auch noch zu sehr auf die Alterssicherung 

ihres Ehemanns, sagt Ute Dommel. 

Wegen der Altersarmut bei Frauen wird sich 

auch das Leben vieler Rentnerinnen verän-

dern. Schon heute gibt es einige ältere Frauen, 

die sich ihre Rente mit Putzarbeiten oder einer 

Kinderbetreuung aufbessern. Auch Marie-Luise 

Duckstein pflegte eine alte Dame, bis sie wegen 

ihres Rheumas vor einem Jahr den Zusatzjob 

aufgeben musste. „Das Arbeiten im Alter wird 

normaler werden“, sagt Markus Grabka vom 

DIW. Schon jetzt sieht man das in Ländern wie 

Japan oder den Vereinigten Staaten. Pro Alters-

jahrgang steigt im Durchschnitt die Lebenser-

wartung um drei Monate. Doch dass sie arbeiten 

müssen, wird vielen Frauen nicht leicht fallen. 

Schließlich wollen sie ihren Ruhestand genie-

ßen. Und auch die Enkel werden sich erst einmal 

daran gewöhnen müssen, dass Omi nicht den 

ganzen Tag für sie Zeit hat, weil sie noch arbeiten 

gehen muss. 

Heute bemisst man das fiktive 

Gehalt eines Arbeitslosen, aus 

dem sich Rentenansprüche 

ergeben, mit 205 Euro im Monat.

TITEL
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Mauritius Much ist Journalist in München. 

Ansprechpartner: Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19.
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Viele ältere Frauen waren lange Zeit

im Niedriglohnsektor beschäftigt. Des-

halb reichen jetzt ihre Rentenansprüche

nicht aus. Im Alter sind sie oft auf die

Grundsicherung von etwa 350 Euro im 

Monat angewiesen.



m Anfang muss Moritz Pfeiffer alles offenlegen. Sein Alter: 34 Jah-

re. Sein Gewicht: 81 Kilo. Sein Hausarzt: Dr. Kellner. Am Schluss 

hat Moritz Pfeiffer mehr als zwei Dutzend Fragen beantwortet. 

Damit sich die Risikoprüfer der Versicherung ein umfassendes Bild über 

seinen Gesundheitszustand machen können, musste der Werbegrafi-

ker aber auch über ganz persönliche Dinge Auskunft geben. „Haben Sie  

einen Suizidversuch hinter sich?“, zum Beispiel. Oder: „Warten Sie auf das 

Ergebnis eines HIV-Tests?“ Die Antworten auf all diese Fragen ergeben 

in der Summe das Risiko – und bestimmen so die Höhe der Prämie für 

seine Lebensversicherung. „Im Unterschied zur Sozialversicherung ba-

siert die private Lebensversicherung 

auf dem Prinzip der Freiwilligkeit“, 

sagt Dr. Uwe Schrader, der die Abtei-

lung für Mathematik, Versicherungs-

medizin und Produktvergleiche beim 

GDV leitet. Dabei gilt: Die Prämien, 

die ein Kunde zu zahlen hat, legen die 

Versicherungsunternehmen entspre-

chend dem jeweils individuellen Risiko fest. Mit Erfahrungswerten und 

Statistiken lassen sich diese Risiken kalkulieren. Ein eventuell höheres  

Risiko gleichen die Versicherungsunternehmen dann durch einen höhe-

ren Beitrag aus.

Pro Jahr nehmen sich die Risikoprüfer bei den Versicherern mehrere Mil-

lionen Fragebögen wie den von Moritz Pfeiffer vor. Eine sehr aufwendi-

ge Aufgabe, da jeder Antrag einzeln beurteilt wird. „Herzinfarkt ist zum 

Beispiel nicht gleich Herzinfarkt“, sagt Dr. Achim Regenauer, Chefarzt der 

Münchener Rück. „Wir kennen einen kleinen Infarkt, einen großen In-

farkt, einen Infarkt, der noch Herzbeschwerden hervorruft, oder einen 

Infarkt, bei dem das EKG des Patienten weiter auf Durchblutungsstörun-

gen hinweist.“ Abstufungen gibt es auch bei den angegebenen Sportarten. 

Bei Moritz Pfeiffers Hobby Klettern wollen die Prüfer beispielsweise wis-

sen, ob er durchweg mit gesicherten Seilschaften unterwegs ist oder ob er  

allein auf Tour geht und den Kick des Freeclimbing sucht.

Normalerweise reichen die Angaben des Kunden aus, um den Antrag zu 

prüfen. Bei seltenen Krankheiten oder sehr hohen Versicherungssummen 

kommt es allerdings vor, dass die Risikoprüfer zusätzlich ein ärztliches 

Gutachten verlangen. 

92 Prozent der Anträge werden schließlich zur Normalprämie angenommen. 

Fünf bis sieben Prozent der Antragssteller müssen sich zu einer erhöhten Prä-

mie versichern. Wie hoch dieser Aufschlag ist, variiert von Versicherungsun-

ternehmen zu Versicherungsunternehmen. Bei den restlichen Anträgen (ein 

bis zwei Prozent) kommt kein Vertrag zustande. Dies liegt in den meisten 

Fällen daran, dass der Antragsteller schwer erkrankt ist. „Wenn beispielswei-

se mit hoher Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen ist, dass der Tod während 

der Versicherungszeit eintritt und die 

Prämie daher fast so hoch sein müsste 

wie die Todesfallsumme – dann kann 

man keinen Todesfallschutz gewähren“, 

sagt GDV-Mathematiker Uwe Schra-

der. „Hier wäre der Versicherungsge-

danke ausgehöhlt, für seltene, aber in 

ihren Auswirkungen erhebliche Ereig-

nisse mit vergleichsweise geringen Prämien vorzusorgen.“ Der medizinische 

Fortschritt führt aber dazu, dass immer mehr Anträge angenommen werden 

können. Während vor wenigen Jahrzehnten Kunden mit einem Herzschritt-

macher noch kategorisch abgelehnt wurden, fällt für sie heute nur noch ein 

marginaler Prämienzuschlag an. Auch für Antragsteller, die an Krebs 

erkrankt sind, haben sich die Versicherungschancen deutlich verbes-

sert. „Wir machen eine Antragsprüfung nicht mit den Kenntnissen 

des 20. Jahrhunderts, sondern mit denen des 21. Jahrhunderts“, sagt 

Mediziner Achim Regenauer. Allein in seiner Abteilung arbeiten acht 

Ärzte, die ständig den medizinischen Fortschritt auswerten – sie müs-

sen schließlich nicht nur das Hier und Jetzt im Blick haben, sondern 

erstellen zielgenaue Prognosen für alle möglichen Erkrankungen über 

die nächsten 20 bis 30 Jahre. 
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Martin Langeder ist freier Journalist in München.

Ansprechpartner: Holger Schmitt, Tel. 030/20 20-51 15.

antrag
angenommen!

Der medizinische Fortschritt erhöht für Menschen mit schweren 
Krankheiten die Chancen auf Versicherungsschutz.

GDV Position

Risiken lassen sich mit Erfahrungswerten und Statistiken 
kalkulieren. Der versicherungsmedizinische Fortschritt 

ermöglicht eine präzisere Risikoprüfung. So können
 immer mehr Anträge auf Versicherungsschutz

 angenommen werden. 
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lare von Versicherungen las-

sen selten Spielraum für weit-

schweifige Erklärungen. Den 

Versicherungsschutz überneh-

men die Versicherer mittler-

weile in mehr als 92 Prozent 

der Fälle zum Normaltarif.  
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„man muss den neuen 
gesetzen zeit geben”
Vor Kurzem hat das Ministerium für Verbraucherschutz eine Studie veröffentlicht, in der die 
Regularien des deutschen Finanzvermittlungsmarktes als „unzureichend” bezeichnet werden.  
Uwe Laue, Vorsitzender des Vertriebsausschusses beim GDV und Vorstandschef der Debeka,  
erklärt im Interview, warum die Untersuchung in Bezug auf die Versicherungsvermittler einer  
genaueren Analyse nicht standhält.

Herr Laue, ich würde gern eine kleine Zeitrei-

se mit Ihnen unternehmen. Wir schreiben das 

Jahr 1973, Deutschland steckt in der ersten 

Ölkrise, Sie haben gerade Ihre Lehre zum Ver-

sicherungskaufmann in der Geschäftsstelle 

der Debeka in Stuttgart begonnen, und ich 

sitze Ihnen als Kunde gegenüber, der eine 

Altersvorsorge abschließen will. Ich bin Mit-

te dreißig. Wie verläuft unser Beratungs- und 

Vermittlungsgespräch?

Zunächst einmal stelle ich Ihnen viele Fragen, 

um mehr über Ihren persönlichen Background 

zu erfahren. Zum Beispiel: Welchen Beruf üben 

Sie aus? 

Redakteur. 

Sind Sie ledig?

Ja, aber ich lebe mit meiner Freundin zusam-

men.

Möchten Sie in naher Zukunft vielleicht heira-

ten? 

Äh, nein.

Okay, ich will Sie jetzt nicht weiter ausfragen, 

aber Sie sehen: Im Groben würde ich in unserem 

Gespräch gern herausfinden, wie Ihre familiäre 

und berufliche Perspektive aussieht. Auf der Basis 

dieses Wissens könnte ich dann ein auf Sie zuge-

schnittenes Angebot erstellen. Das Ergebnis im 

Jahr 1973 wäre sehr wahrscheinlich eine kapital-

bildende Lebensversicherung mit einer Berufsun-

fähigkeitsabsicherung gewesen.

Das heißt, 36 Jahre und einige Wirtschafts-

krisen später würde ich mich über ein stolzes 

Sümmchen im Rentenalter freuen.

So wäre das wohl gekommen, ja.

Nun lassen Sie uns wieder in der Gegenwart 

Platz nehmen. Wie würde ein solches Vermitt-

lungsgespräch heute laufen und wie sicher 

wären meine langfristigen Anlagen unter 

heutigen Gesichtspunkten? 

Die Fragen, die ich Ihnen heute als Vermittler 

stellen müsste, wären in etwa dieselben wie da-

mals. Mein Angebot würde heute sicherlich eine 

Riester-Rente beinhalten, oder wenn die Voraus-

setzungen dazu nicht gegeben wären, eine auf 

dem Prinzip der Lebensversicherung aufgebaute 

Rentenversicherung mit Berufsunfähigkeitsab-

sicherung. Und die Perspektive, die ich Ihnen 

geben könnte, wäre auch sehr stabil. Ich könnte 

Ihnen die Summe exakt nennen, die Ihnen auch 

in 30 Jahren garantiert zur Verfügung steht und 

Ihre Rente entsprechend aufstockt. Der einzige 

Unterschied: 1973 hätte ich Ihnen für die gesetz- 

liche Rentenversicherung eine positivere Per-

spektive geben können, als das heute der Fall ist. 

Kurz: Wenn man heute fürs Alter Lebensstandard-

sicherung betreiben will, muss man zusätzlich 

privat vorsorgen.

Und in welchem Umfang hat sich die Arbeit 

der Vermittler geändert?

Nach unserem Gespräch wären wir damals ge-

meinsam zu einem Ergebnis gekommen, hätten 

dann einen Antrag gestellt, der policiert worden 

wäre, und das Thema wäre erledigt gewesen. 

Heute würden wir zunächst einmal dieses Bera-

tungsgespräch führen. Dann würde ich Ihnen ein 

Angebot in Form eines Produktinformationsblat-

tes zur Verfügung stellen, und Sie könnten sich in 

aller Ruhe überlegen, ob Ihnen dieses Angebot 

gefällt. Sollte dies so sein, würden wir in einem 

weiteren Gespräch dokumentieren, was wir ge-

meinsam vereinbart haben. Über diese zwei  

Gespräche würden wir ein Beratungsprotokoll  

erstellen, wo wir inhaltlich wiedergeben, was 

zum Abschluss geführt hat. Und anschließend 

müsste ich Ihnen ein relativ umfangreiches Paket 

an Unterlagen in die Hand geben. In diesen Ver-

tragsunterlagen steht dann alles, was mit unse-

rem Abschluss zu tun hat.

12   positionen
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Da ich vor Kurzem tatsächlich eine Renten-

versicherung abgeschlossen habe, weiß ich, 

wovon Sie sprechen: 80 Seiten Informations-

material waren das in etwa. Und ehrlich ge-

sagt: Ich habe das nicht gelesen. 

(lacht) Ja, aber Sie haben die Möglichkeit, ein-

mal hineinzuschauen. Und genau darauf hat es 

der Gesetzgeber abgesehen. Mit der Informati-

onspflichtenverordnung, der umgesetzten EU-

Vermittler-Richtlinie und der Reform des Versi-

cherungsvertragsgesetzes sind die gesetzlichen 

Regeln eines Beratungs- und Vermittlergesprächs 

sehr viel umfangreicher geworden. 

Warum kommt dann eine aktuelle Studie 

des Bundesverbraucherministeriums zu dem 

Schluss, dass der deutsche Finanzvermitt-

lungsmarkt nicht genügend reguliert wird?

Dazu würde ich gern zwei Punkte anmerken. Ers-

tens: Diese Studie ist zu einem Zeitpunkt erstellt 

worden, als die neuen Gesetze, also Versiche-

rungsvermittlerrichtlinie und Versicherungsver-

tragsgesetz, frisch in Kraft getreten waren. Die 

Versicherer waren im Grunde gerade erst damit 

beschäftigt, die neuen Regeln anzuwenden. 

Ich hätte mir diese Studie zwei Jahre später ge-

wünscht, um auch tatsächliche und belastbare 

Erfahrungswerte zu sammeln. Zweitens: Ich bin 

im Gegensatz zu den Ergebnissen dieser Studie 

der Auffassung, dass die Versicherungsvermitt-

lung mehr als ausreichend reguliert ist. Die Ver-

sicherungsvermittlung ist deutlich stärker regu-

liert als zum Beispiel Fondsvermittlung oder die 

Vermittlung anderer Finanzprodukte. Dort haben 

wir noch keine Beratungsdokumentation, keine 

Produktinformationsblätter. Der Markt ist also 

nicht einheitlich reguliert. Wir sind in einer Vor-

reiterrolle und haben mit der Einhaltung der neu-

en Gesetze eine Benchmark gesetzt. Man muss 

den neuen Gesetzen aber auch Zeit geben, in der 

Realität richtig Fuß zu fassen.

Wurden in dieser Studie denn Vermittler von 

anderen Finanzprodukten mit Versicherungs-

vermittlern in einen Topf geworfen?

Ja. Man hat die Finanzwirtschaft zusammenge-

fasst und nicht sauber differenziert zwischen den 

einzelnen Akteuren. 

Sie haben die Neuregelungen erwähnt: Mitte 

des Jahres 2007 wurde die sogenannte „EU-

Vermittlerrichtlinie“ umgesetzt und Anfang 

2008 trat das neue Versicherungsvertrags-

gesetz in Kraft. Haben diese Neuregelungen 

bisher noch nichts bewirkt?

Doch, natürlich. Im vergangenen Jahr wurden 

Millionen von Versicherungen mit diesen neuen 

Regeln abgeschlossen – also inklusive Produkt-

informationsblättern, mit entsprechender Do-

kumentation der Beratungsgespräche. Und das 

ist alles reibungslos vonstatten gegangen. Aber 

ich würde gern eine andere Frage in den Raum 

werfen: Ist es wirklich sinnvoll, so viel an Informa-

tionen an den Kunden weiterzugeben? Sie selbst 

haben es zuvor angesprochen: Wer heute eine 

Lebensversicherung abschließt, erhält bis zu 90 

DIN-A4-Seiten an Unterlagen. Und kaum jemand 

liest sich das wirklich durch. Das ist schlicht zu viel 

Information. Manchmal wäre eben etwas weni-

ger etwas mehr.

Konnten Sie in der Vergangenheit bereits Er-

fahrungswerte sammeln: Inwieweit werden 

diese Stapel an Informationen eigentlich von 

den Kunden wahrgenommen? 

Sie werden insofern wahrgenommen, als der 

Kunde mit seiner Unterschrift anerkennt, diese 

Informationen erhalten zu haben. Aus meiner 

eigenen Erfahrung kann ich jedoch anmer-

ken: Es gibt viele Kunden, die sich von diesem  

Papierblock fast erschlagen fühlen und fra-

gen: „Um Gottes Willen, was soll ich denn mit 
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dem ganzen Papier?“ Das ist die Kehrseite der  

Medaille. 

In der Studie aus dem Ministerium heißt es 

im Fazit: „Dem Vermittler steht der typische 

Verbraucher mit einem unzureichenden fi-

nanziellen Bildungsstand gegenüber, was 

ein produktives Miteinander auf hinreichen-

dem qualitativem Niveau weiter erschwert.“ 

Haben Sie die Erfahrung gemacht, dass die 

Kunden unzufrieden sind mit ihren Vermitt-

lern, weil sie nicht verstehen, was ihnen da 

angeboten wird?

Auf keinen Fall! Ich denke, dass wir mittlerwei-

le hoch qualifizierte Vermittler haben, die auch 

nach ihrem Abschluss bei der IHK von den Ver-

sicherungsunternehmen selbst in Schulungen 

immer weitergebildet werden. 

Wie steht es um die Zufriedenheit deutscher 

Versicherungskunden?

Vor gar nicht allzu langer Zeit hat die EU eine Um-

frage innerhalb Europas zur Kundenzufriedenheit 

durchgeführt. Und dort ist festgestellt worden, 

dass gerade die deutschen Versicherungskun-

den europaweit am zufriedensten waren. Wohl-

gemerkt: Diese Untersuchung hat die EU initiiert, 

nicht die Versicherungswirtschaft! Das Ergebnis 

ist für mich ein Indiz, dass wir mit der Qualität der 

Ausbildung für unsere Vermittler auf dem richti-

gen Weg sind.

Woher kommt dann diese Diskrepanz zwi-

schen dem Ergebnis der EU-Studie und dem 

Ergebnis der Studie aus dem Bundesverbrau-

cherministerium, das – wenn man die Schluss-

folgerungen konsequent zu Ende denkt 

– davon ausgeht, dass der deutsche Versiche-

rungskunde unzufrieden sein müsste?

Ich glaube, das liegt in der Tat daran, wie diese 

Studie angelegt worden ist. Wir reden auf der  

einen Seite von Versicherungsvermittlung, und 

die Studie untersucht zum Beispiel auch die 

Zufriedenheit von Kunden, die vielleicht bereits 

beim letzten Börsencrash ihre Anlagen verloren 

haben. Dass diese Kunden nicht vor Zufrieden-

heit jubeln, dürfte jedem klar sein. Aber das ist 

nicht der klassische Fall eines Versicherungs- 

vermittlers. Wir gehören zwar zum Finanzmarkt, 

aber die typische Versicherungsvermittlung 

hat mit dem Verkauf von Spekulationspapieren 

nichts zu tun. 

Wie schwer fällt es den Versicherungsunter-

nehmen eigentlich zurzeit, eine klare Trenn-

linie zwischen sich und den Banken zu ziehen, 

die ja landauf, landab für die Krise verant-

wortlich gemacht werden?

Schauen Sie, wir sind in erster Linie im Bereich 

der Versicherungsvermittlung unterwegs. Diese 

unterscheidet sich fundamental von der Vermitt-

lung anderer Finanzprodukte. Unsere Kernkom-

petenz liegt in der Absicherung  biometrischer 

Risiken. Unsere Aufgabe ist es, in Beratungsge-

sprächen mit unseren Kunden in Erfahrung zu 

bringen, welches Versicherungsprodukt für den 

jeweiligen Kunden das Beste ist, um es dann auf 

ihn zuzuschneiden. Eine ganz andere Sache ist 

der sogenannte Produktverkauf, wo das Produkt 

– zum Beispiel ein Lehman-Zertifikat – ohne An-

sicht des Käufers schlicht auf den Markt geworfen 

wird. Diese Trennung zwischen Beratungsverkauf 

und Produktverkauf ist uns sehr wichtig.

Die Finanzkrise – das ist immer wieder be-

schrieben worden – ist auch eine Vertrau-

enskrise. Seit jeher basiert die Beziehung zwi-

schen Versicherungsvermittlern und Kunden 

auf gegenseitigem Vertrauen. Um Vertrauen 

aufzubauen, muss ein Versicherungsvermitt-

ler ein Fachmann auf seinem Gebiet sein. 

Welche Maßnahmen hat die Versicherungs-

wirtschaft in der Vergangenheit denn ergrif-

fen, um die Ausbildung von Versicherungs-

vermittlern zu verbessern?

Erstens: Ein junger Mensch, der heute Kaufmann 

bzw. Kauffrau für Versicherungen und Finanzen 

werden will, muss eine dreijährige Lehre ab-

solvieren und ist dann hochgradig qualifiziert. 

Zweitens: Für Seiteneinsteiger, die das Versiche-

rungsgeschäft nicht von der Pike auf gelernt ha-

ben, haben wir vor gut zwanzig Jahren mit dem 

Bildungswerk der Versicherungswirtschaft, kurz 

BWV, einen adäquaten Ausbildungsweg gewählt. 

Zu dieser Ausbildung gehören mehr als 220 

Unterrichtsstunden und eine sehr schwere Ab-

schlussprüfung. Dass diese nicht ohne Weiteres 

bestanden werden kann, zeigt die Erfolgsquote, 

die zwischen 65 und 70 Prozent liegt. Das heißt, 

rund ein Drittel fällt durch. 

Wenn die Ausbildung der Vermittler so gut ist 

– warum kommt dann die besagte Studie zum 

Ergebnis, dass Fehlleistungen im Vermittler-

gespräch eher die Regel als die Ausnahme 

sind?

Das ist eine These, die in der Studie zwar erwähnt, 

aber mit keiner Untersuchung belegt wird. Und: 

Diese angeblichen Fehlleistungen beziehen sich 
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„Die typische 
Versicherungsvermittlung 
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zu tun. Unsere Kernkompetenz 
liegt in der Absicherung von 
biometrischen Risiken”
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auf Berichte von bestimmten Zeitschriften aus 

den Jahren 2000 bis einschließlich 2004. Da gab 

es die neuen Regelungen der Vermittlerrichtlinie 

zum Beispiel noch gar nicht.

In der Studie steht aber außerdem, dass 50 

bis 80 Prozent aller Langfristanlagen vor-

zeitig mit Verlust abgebrochen werden 

– und sich die Vermögensschäden aufgrund  

mangelhafter Finanzberatung auf jährlich 20 

bis 30 Milliarden Euro summieren.

Eine solche Summe, die vermeintlich durch Fehl-

leistungen verursacht worden sein soll, ist unrea-

listisch. Auch in der Studie findet man dazu keine 

fundierte Rechengrundlage. Es wird einfach nur 

behauptet, dass es diese Vermögensschäden in 

Folge fehlerhafter Beratung geben soll – einen 

konkreten Nachweis bleibt die Studie allerdings 

schuldig. Ich halte das schlicht für unseriös. Auch 

diese 50 bis 80 Prozent haben meines Erachtens 

mit einer „Fehlberatung“ nichts zu tun. Sie ha-

ben eingangs die schöne Frage gestellt: Ich sitze 

vor Ihnen, bin Mitte dreißig, was würden Sie mir 

anbieten? Ich würde Ihnen unverändert eine  

Riester-Rente oder eine Lebens- bzw. Renten-

versicherung anbieten, die Ihnen ab dem 65. 

Lebensjahr eine monatliche Rente in Höhe von 

x Euro zur Verfügung stellt. Jetzt kann es natür-

lich passieren, dass auf dieser Wegstrecke zwi-

schen dem 30. und 65. Lebensjahr eine Situation 

entsteht, in der man Geld braucht. Und dann 

ist die Versuchung bei vielen relativ groß, die 

Versicherung zu kündigen, um schnell an Geld 

zu kommen. Dass dies mitunter eine falsche 

Entscheidung ist, weil man dann eben seine Al-

tersvorsorge auflöst, ist klar, und das wird Ihnen 

wohl jeder Vermittler sagen. Hier liegt also mit-

nichten eine Fehlberatung vor.

Eines der Kernthemen der Studie ist die Ver-

besserung der Beratungsqualität. Empfohlen 

wird von den Verfassern eine Verbreitung der 

Finanzberatung ohne Produktverkauf, auch 

Honorarberatung genannt. Ist dieser Vor-

schlag nicht sinnvoll?

Nein, dieser Vorschlag ist nicht sinnvoll. Sie be-

zahlen für so eine Beratung in der Stunde um die 

150 Euro. Diese 150 Euro müssen Sie auf jeden 

Fall bezahlen, damit einher geht aber noch kein 

Versicherungsabschluss. Und genau das ist mein 

Problem. Nehmen Sie mal als Beispiel eine Durch-

schnittsverdienerin, Mutter, alleinerziehend, mit 

1500 Euro im Monat, die aber dringend eine 

Haftpflichtversicherung braucht. Würden Sie die-

ser Frau nun raten, zu einem Berater zu gehen? 

Sehen Sie. Denn sie würde 150 Euro bezahlen 

und hätte immer noch keine Versicherung. Sie 

müsste also entweder auf einen Versicherer zu-

gehen oder den Berater bitten, für einen Versi-

cherungsabschluss zu sorgen. Das bedeutet, der 

Berater kommt ein zweites Mal und sicher wird er 

wieder 150 Euro haben wollen, denn davon lebt 

er ja. Unsere alleinerziehende Mutter würde dem-

nach für eine Versicherung, die vielleicht 100 Euro 

Beitrag im Jahr kostet, rund 300 Euro Beratungs-

kosten bezahlen. Mit Honorarberatungen werden 

Geringverdiener per se ausgegrenzt. 

Verbraucherschützer argumentieren dage-

gen, dass Versicherungsvermittler oft nur 

den Abschluss einer Versicherung im Auge 

haben, weil nur der ihre Provisionen sichert. 

Müssten Versicherer vielleicht ihre Anreizsys-

teme überdenken?

Auch diesem Argument kann ich nicht folgen. 

Wir haben gerade darüber gesprochen, dass 

Versicherungsvermittlung viel mit Vertrauen zu 

tun hat. Und Versicherungsvermittler leben in 

erster Linie davon, dass sie gut beraten und die 

abgeschlossenen Verträge lange bestehen. Denn 

nur eine auf Vertrauen basierende Kundenbezie-

hung ermöglicht es einem Vermittler, mit dem 

Kunden über seine Lebens-, Unfall- oder auch 

Krankenversicherung weitere Gespräche zu füh-

ren. Außerdem hat die Versicherungswirtschaft 

Bestandsprovisionen eingeführt, das heißt, je 

länger ein Vertrag besteht, desto höher sind im 

Ergebnis die Vermittlerprovisionen. Es geht also 

schon lange nicht mehr um den schnellen Ab-

schluss einer Versicherung.   

Herr Laue, in den vergangenen Wochen und 

Monaten wurden viele Interviews mit Exper-

ten zum Thema Finanz- und Wirtschaftskrise 

geführt. In manchen war von der schlimms-

ten Wirtschaftskrise seit der Großen De-

pression 1929 die Rede, in anderen ver-

suchte man, die Krise kleinzureden, um die 

Menschen im Land nicht weiter zu verunsi-

chern. Wie fällt Ihr Fazit der jüngsten Krisen- 

Vergangenheit aus?

Wir stecken zweifellos in einer großen Finanz- 

und Wirtschaftskrise, deren Ende wir noch nicht 

erreicht haben. Natürlich kann sich auch die Ver-

sicherungsbranche nicht ganz von der Konjunk-

turlage abkoppeln. Doch die Auswirkungen auf 

die Versicherer sind nicht ansatzweise vergleich-

bar mit den Folgen, mit denen derzeit die Banken 

oder Fondsgesellschaften zu kämpfen haben. 

Die Menschen suchen in unsicheren Zeiten eben 

nach Produkten, die ihnen Sicherheit und Garan-

tien bieten, ohne dabei gänzlich auf Rendite zu 

verzichten. Allein aus diesem Grund sind Lebens- 

und Rentenversicherungen eine sehr attraktive 

Alternative, auf die man sich auch in schwierigen 

Zeiten verlassen kann. 

Zur Person

Der berufliche Werdegang von Uwe Laue (52) ist eng mit dem Namen der  

Debeka verknüpft. 1973 begann Laue eine Lehre zum Versicherungskaufmann 

bei der Debeka-Versicherungsgruppe in der Stuttgarter Geschäftsstelle. Nach 

der Ausbildung schlossen sich verschiedene Stationen innerhalb der Debeka 

an. Im Jahr 1998 wurde Uwe Laue in den Vorstand berufen, seit 2002 ist er 

Vorstandsvorsitzender. Uwe Laue gehört zudem verschiedenen Ausschüssen 

der Versicherungswirtschaft an und ist seit November 2006 Vorsitzender des 

Vertriebsausschusses des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirt-

schaft (GDV).

Interview: Alexandros Stefanidis 
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chuld war ein Tiefdruckgebiet namens Zolska. Anfang Juli 1997 

regnete es in Polen und Tschechien so heftig, dass bald ganze 

Landstriche unter Wasser standen. Dann floss das Hochwasser 

die Oder hinab nach Deutschland. Mitte Juli erreichte es Frankfurt, eine 

Woche später brach einige Kilometer flussabwärts der erste Deich. Hätten 

nicht Zehntausende Freiwillige Sandsäcke geschleppt, wäre das gesamte 

Oderbruch überflutet worden. Zolska richtete einen Schaden von rund 

250 Millionen Euro an.

Das Hochwasser an der Oder war die Erste einer ganzen Reihe von Jahr-

hundertfluten, die in den nächsten Jahren über Deutschland hereinstürz-

ten. Und um die Risiken solcher Ka-

tastrophen besser einzuschätzen, hat 

der GDV 2001 das Zonierungssystem 

für Überschwemmung, Rückstau und 

Starkregen – kurz: ZÜRS – heraus-

gebracht. 

Das Computermodell berechnet 

die Wahrscheinlichkeit von Über-

schwemmungen und teilt Deutschland in vier Gefährdungsklassen ein: 

In der ersten Klasse kommt Hochwasser weniger als alle 200 Jahre vor, 

in der zweiten alle 50 bis 200 Jahre, in der dritten alle zehn bis 50 Jahre 

und in der vierten häufiger als alle zehn Jahre. „Mit ZÜRS”, sagt Oliver 

Hauner, Leiter Versicherungstechnik Sach beim GDV, „ist es auf den 

Standort genau möglich, die Gefahr zu bestimmen.”

Gegen Überschwemmungen und andere Naturereignisse kann man sich 

mit einer sogenannten erweiterten Elementarschadenversicherung absi-

chern. Sie wurde 1994 deutschlandweit eingeführt. Vorher gab es Über-

schwemmungsversicherungen nur in einzelnen Regionen wie Ostdeutsch-

land oder Baden-Württemberg. Viele Versicherer stellte das neue Produkt 

vor Probleme. Zu dünn die Datenlage, zu kompliziert die Gefahrenana-

lyse. Interessierte Kunden mussten oft seitenweise Fragen beantworten, 

damit sich der Versicherer ein Bild der Lage machen konnte.

ZÜRS sollte das ändern. Der Aufwand war enorm. Rund drei Jahre lang 

wurde in den Gremien des GDV an der Verwirklichung des Konzepts ge-

arbeitet.  Über 200 Wasserwirtschaftsämter wurden angefragt. „Und jedes 

bereitet seine Daten anders auf”, erklärt Olaf Burghoff, der ZÜRS beim 

GDV betreut. Daneben wurden Straßenkarten, Daten von Landes-

vermessungsämtern und viele andere Informationen ins Programm 

eingespeist. Die Datenbank beinhaltet heute zum Beispiel mehr als 

200.000 Flusskilometer.

ZÜRS ist zu einem unverzichtbaren Werkzeug für Versicherungsunter-

nehmen geworden. Fast alle Anbieter von Elementarschadenversiche-

rungen nutzen das Zonierungssystem. Einer von ihnen ist die Gothaer 

Allgemeine Versicherung in Köln, die zu den zehn größten Schaden- und 

Unfallversicherern in Deutschland gehört und ZÜRS als eines der ersten 

Unternehmen auch ihren Vertretern zugänglich machte. „Unsere Erfah-

rungen mit ZÜRS sind durchweg 

positiv”, sagt Stefan Hilgers, Leiter 

des Produktmanagements Sach. In 

98 Prozent der Fälle sei mit ZÜRS 

eine schnelle, unkomplizierte Risiko-

einstufung möglich, die zudem auch 

noch sicherer und präziser als frühe-

re Methoden sei. Bevor es ZÜRS gab,  

fragte die Gothaer im Wesentlichen eigentlich nur ab, ob es in den vergan-

genen zehn Jahren zu Überschwemmungsschäden gekommen sei. 

Im Laufe der Zeit wurde das Zonierungssystem schrittweise aktuali-

siert, überarbeitet und für neue Anwendungen geöffnet. Im vergan-

genen Jahr brachte der GDV mit „ZÜRS Geo” eine Online-Version 

heraus, in die ein Modul für Umweltschadenhaftpflichtversicherungen 

integriert ist. Außerdem wurde „HQ Kumul” vorgestellt, mit dem jeder 

Versicherer die Gesamtschadenssumme von Überschwemmungskatas-

trophen berechnen kann.

So viel Erfindungsgeist weiß man auch im Ausland zu schätzen. „In Europa 

waren wir mit unserem System ein Vorreiter. ZÜRS hat viele Nachahmer 

gefunden”, sagt Hauner. Das Environmental Systems Research Institute 

bei San Diego, Kalifornien, das zu den führenden Anbietern für Geo-

daten-Software gehört, verlieh ZÜRS im vergangenen Jahr einen Preis. 

Neue Anwendungen werden im GDV bereits angedacht.

HINTERGRUND

Ein Computermodell hilft Versicherern, Hochwasserrisiken zu berechnen. 

Entwickelt hat das Programm ein Expertenteam des GDV.
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Serge Debrebant ist freier Journalist in München und London.

Ansprechpartner: Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19. F
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ZÜRS bietet eine schnelle und unkomplizierte 

Risikoprüfung bei der Vorausberechnung 

von Überschwemmungen an und ist somit zu einem 

unverzichtbaren Werkzeug für Versicherer geworden. 
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Grünes Satellitenbild  Im Jahr 2002 überflutete 

das sogenannte Jahrhunderthochwasser im Osten 

Deutschlands ganze Landstriche und Städte. Auch vor 

Dessau, wo die Flüsse Mulde und Elbe zusammenfließen, 

machte das Wasser nicht halt.F
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in Fußballspiel in der Provinz. Ein Stürmer schießt, der 

Ball fliegt in weitem Bogen Richtung Straße. Der Ball trifft 

ein vorbeifahrendes Auto und hinterlässt, so der Bericht 

der Autofahrerin, eine Beule in ihrer Fahrertür.

Wer zahlt? Die Vollkaskoversicherung des Autohalters, wenn er

eine hat. Sonst niemand – jedenfalls im zitierten Fall. Dem Kicker 

ist kein Fehlverhalten vorzuwerfen. Auch der Verein als Träger des 

Sportplatzes kann nicht zur Haftung her-

angezogen werden. Ein ausreichend hoher 

Schutzzaun verhindert normalerweise, 

dass Bälle auf der Straße landen.

Eins vorweg: Wo Verbraucher- oder Bür-

gerrechte missachtet werden, müssen 

Missstände der Öffentlichkeit bekannt ge-

macht werden. Aber diese Form des Jour-

nalismus setzt ein hohes Maß an Recher-

cheaufwand, Zeit und Sorgfalt voraus. 

Verbrauchersendungen gefallen sich oft 

schlicht in der Rolle des Wächters über die 

Rechte des „kleinen Mannes“, der – so die 

Botschaft – meist schutzlos der Willkür 

von Behörden oder Konzernen ausgeliefert ist. In vielen Magazin-

beiträgen geht es nicht um das Aufdecken eines Misstands, sondern 

um eine unterhaltsame Version der Geschichte „David gegen Goli-

ath“. Die Botschaft: Die Kleinen sind immer die Dummen. In zahl-

reichen Sendungen wird das Problem fast wöchentlich bemüht: Im 

Falle der verbeulten Fahrertür entrüstet sich der Reporter gegen-

über dem Haftpflichtversicherer: „Das ist aber nicht sehr kunden-

freundlich!” Doch die geschädigte Autohalterin ist nicht die Kun-

din des Haftpflichtversicherers. Denn der Versicherer kann und 

darf nicht „kulant“ sein und den Schaden begleichen, ohne dass 

ein Verschulden vorliegt.  

Nach Paragraph 823 des Bundesgesetzbuches gilt: „Wer vorsätzlich 

oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, 

das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrecht-

lich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden 

Schadens verpflichtet.“ Voraussetzung für einen Schadenersatzan-

spruch ist also ein Verschulden. Ausnahmsweise ist auch – zum 

Beispiel im Zusammenhang mit Maschinen oder Kraftfahrzeugen 

– eine Haftung über die sogenannte Betriebsgefahr möglich. Der 

Gesetzgeber hat diese Haftung gleichsam als Preis dafür eingeführt, 

dass durch die Benutzung eines Autos – erlaubterweise – eine Ge-

fahrenquelle eröffnet wird.

Im Schadensfall prüft jedoch die Haft-

pflichtversicherung regelmäßig die Recht-

mäßigkeit des gestellten Anspruchs. Als 

Privatperson haftet man in der Regel nur 

bei eigenem Verschulden unbegrenzt mit 

seinem ganzen Vermögen. Deshalb ist die 

private absolut unverzichtbar. Und sichert 

im Ernstfall die weitere Existenz des Versi-

cherten, der beispielsweise durch Unacht-

samkeit eine Person schwer verletzt hat.  

Hat die Versicherung jedoch berechtigte 

Zweifel, dass der Schaden durch das Ver-

schulden des Versicherungsteilnehmers 

bzw. der mitversicherten Person entstan-

den ist, muss sie den Anspruch gegenüber dem Anspruchsteller 

abweisen. Gegebenenfalls entscheidet ein Richter über die Berech-

tigung des Anspruchs. Manchmal gehen Dinge zu Bruch, fangen 

Häuser Feuer oder kommen Menschen bei Unfällen zu Schaden – 

und niemanden trifft eine Schuld. Auch gegen solche Schicksals-

schläge gibt es Versicherungsschutz. Aber es entstehen keine Scha-

denersatzansprüche. 

Bei berechtigten Ansprüchen aber ermöglicht die Haftpflichtversi-

cherung beiden Beteiligten, dem Verursacher und dem Geschädig-

ten, eine Lösung: Den Versicherten schützt sie vor existenzgefähr-

denden Verpflichtungen, dem Betroffenen leistet sie Entschädigung 

– wenn nötig, ein Leben lang. 

HORROR: WENN DIE 
VERSICHERUNG NICHT ZAHLT

Ansprechpartner: 

Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19, E-Mail: k.rueter@gdv.de

Viele Verbrauchersendungen gefallen sich in der Rolle des Wächters über die 

Rechte des „kleinen Mannes”. Oft stilisieren sie den Kampf David gegen Goliath. 

Aber meist schießen sie über das Ziel hinaus.

E

„Versicherungshorror” 
in Akte 09, 17. Februar 2009.



Viele junge Eltern kennen das: Die ganze Familie ist zu Besuch bei Freun-

den. Die Erwachsenen unerhalten sich und lassen den Filius kaum aus 

den Augen – trotzdem passiert es. Der oder die Kleine wirft eine Vase um 

oder verschüttet Fruchtsaft auf den teuren, hellen Berberteppich. 

„Kein Problem“, denken viele, wir haben ja eine Haftpflichtversicherung. 

Doch in der Regel entsteht gar kein Schadenersatzanspruch, wenn Kinder 

unter sieben Jahren einen Schaden verursachen. Erst ab sieben – im Straßen-

verkehr ab zehn – Jahren können Kinder selbst zur Haftung herangezogen 

werden. Eltern haften nur für eigenes Fehlverhalten, wenn sie also die Auf-

sichtspflicht verletzt haben. Und die Haftpflichtversicherung kann nur für den 

Schaden eintreten, wenn ein berechtigter Schadenersatzanspruch besteht. Auch 

wenn der Gesetzgeber hier keinen Schadenersatzanspruch vorsieht: Den Eltern 

ist die Situation gegenüber Freunden oder Nachbarn oft unangenehm. Deshalb 

bieten Haftpflichtversicherer für solche Situationen oft zusätzlich Versicherungs-

schutz für Schäden durch deliktunfähige Kinder an.

Ansprechpartner: 

Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19

E-Mail: k.rueter@gdv.de
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NEUE FINANZORDNUNG
Broschüre der deutschen Versicherer 

zur Finanzmarktregulierung

Die internationalen Fi-

nanzmärkte stehen vor 

einer Neuordnung. Da 

sich das Versicherungs-

aufsichtsrecht in der ak-

tuellen Krise bewährt hat, 

wollen auch die deut-

schen Versicherer ihren 

Beitrag zum Aufbau einer 

neuen Weltfinanzarchitektur leisten. Der GDV hat 

hierzu das aktuelle Positionspapier Herausforde-

rung Finanzmarktregulierung – Ein neuer Rahmen 

für Stabilität, Nachhaltigkeit und Dynamik der 

Finanzmärkte herausgegeben. 

Die Broschüre kann in Einzelexemplaren beim Ge-

samtverband der Deutschen Versicherungswirt-

schaft kostenlos bestellt werden und steht auch 

unter www.gdv.de zum Download bereit. 

KLICKEN SIE HIER!
WWW.VDS.DE

Wie bekommen Brandschutz- und Security-

produkte das begehrte VdS-Zertifikat? Welche 

Rauchwarnmelder sind sicher? Wie schütze 

ich mein Heim vor Einbrechern? 

Auf der Homepage der „Vertrauen durch Si-

cherheit“ (VdS) Schadenverhütung GmbH gibt 

es Informationen zur Brandschadenverhütung 

und Tipps zum Schutz vor Einbrüchen.

Im VdS-Verlag erscheint zudem das Richt-

linienwerk der Deutschen Sachversicherer, das 

im europäischen Konsens erstellt und interna-

tional akzeptiert wird. Daneben bietet die VdS 

Schadenverhütung Seminare zur Aus- und Wei-

terbildung in Sachen Sicherheit an.  

Die VdS Schadenverhütung ist eine Einrichtung 

des Gesamtverbandes der Deutschen Versiche-

rungswirtschaft (GDV). 
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KURZ ERKLÄRT
Stichwort:

SPARTENTRENNUNG

Lebens-, Kranken- und Kreditversicherungen 

dürfen in der Bundesrepublik Deutschland 

nur in rechtlich selbstständigen Unternehmen 

betrieben werden. Die deutsche Versiche-

rungsaufsicht lässt eine Spartenkombination 

mit diesen Versicherungen nicht zu. Rechts-

schutzversicherungen können seit 1990 auch 

von Kompositversicherern angeboten wer-

den, wenn bei Schadenfällen ein rechtlich 

eigenständiges Unternehmen die Regulierung 

übernimmt. Kompositversicherer sind Versiche-

rungsunternehmen, die verschiedene Zweige 

der Schadenversicherung (einschließlich Unfall-

versicherung) betreiben.

Baby macht kaputt – Haftpflicht zahlt nicht.

WIESO IST DAS SO? 

TERMINKALENDER 
Die Ereignisse der nächsten Wochen

13. Mai 2009  Verleihung des Christophorus-Preises in Hamburg.

14. Mai 2009  GDV-Presseforum der Schaden- und Unfallversicherer in Hamburg.
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Mehr als 1,5 Millionen Frauen 
sind in Deutschland arbeitslos. 

Monatelang hörte man nur Gutes von der 

Bundesagentur für Arbeit. Die Arbeitslo-

senzahlen in Deutschland sanken, der Auf-

schwung war spürbar. Seit Ausbruch der 

Finanzkrise hat sich das geändert. Immer 

mehr Unternehmen melden Kurzarbeit an, 

immer mehr Unternehmern fehlen Folge-

aufträge, immer deutlicher wird: Die Zahl 

der Arbeitslosen wird in den kommenden 

Monaten rapide ansteigen. In Deutschland 

waren im Februar 3.552.000 Menschen 

ohne Arbeit, 1.592.270 davon waren  

Frauen. Besonders prekär zeigt sich die 

Lage der Frauen in Ostdeutschland:  

Während im Westen die Quote im Schnitt 

bei 6,8 Prozent liegt, beträgt sie im  

Osten 13,2 Prozent. Am höchsten ist die 

Quote in Mecklenburg-Vorpommern:  

14,4. Am niedrigsten in Bayern: 4,7.

Arbeitslose Frauen –
Prekäre Lage im Osten

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 

Stand Februar 2009.

Schleswig-Holstein
7,8

Mecklenburg-Vorpommern  
14,4

Niedersachsen
8,0

Nordrhein-Westfalen
8,8

Brandenburg
12,8

Rheinland-Pfalz
6,2

Bayern
4,7

Baden-Württemberg
4,8

Berlin 
12,9

Hamburg
7,9

Sachsen
13,3

Sachsen-Anhalt
14,3

Thüringen
12,2

Hessen
6,9

Saarland
7,6
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Bremen
11,2

die deutschlandkarte
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